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GESETZLICHE  GRUNDLAGEN  IN  BEZUG  AUF  BÄUME 

AUSZUG  AUS  DEM  SCHWEIZERISCHEM  OBLIGATIONENRECHT  OR 

 

Fragen der Haftung sind im Obligationenrecht (OR), Art. 41 bis 47, Art. 55, und Art. 58 bis 61 geregelt.  

Art. 41 1 Wer einem andern widerrechtlich Schaden zufügt, sei es mit Absicht, sei es aus Fahrlässig-
keit, wird ihm zum Ersatze verpflichtet. 

2 Ebenso ist zum Ersatze verpflichtet, wer einem andern in einer gegen die guten Sitten ver-
stossenden Weise absichtlich Schaden zufügt. 

Art. 42 1 Wer Schadenersatz beansprucht, hat den Schaden zu beweisen. 
2 Der nicht ziffermässig nachweisbare Schaden ist nach Ermessen des Richters mit Rücksicht 

auf den gewöhnlichen Lauf der Dinge und auf die vom geschädigten getroffenen Massnah-
men abzuschätzen. 

Art. 43 1 Art und Grösse des Ersatzes für den eingetretenen Schaden bestimmt der Richter, der hier-
bei sowohl die Umstände als die Grösse des Verschuldens zu würdigen hat. 

2 Wird Schadenersatz in Gestalt einer Rente zugesprochen, so ist der Schuldner gleichzeitig 
zur Sicherheitsleistung anzuhalten. 

Art. 44 1 Hat der Geschädigte in die schädigende Handlung eingewilligt, oder haben Umstände, für 
die er einstehen muss, auf die Entstehung oder Verschlimmerung des Schadens eingewirkt 
oder die Stellung des Ersatzpflichtigen sonst erschwert, so kann der Richter die Ersatzpflicht 
ermässigen oder gänzlich von ihr entbinden. 

2 Würde ein Ersatzpflichtiger, der den Schaden weder absichtlich noch grobfahrlässig verur-
sacht hat, durch die Leistung des Ersatzes in eine Notlage versetzt, so kann der Richter 
auch aus diesem Grunde die Ersatzpflicht ermässigen. 

Art. 45 1 Im Falle der Tötung eines Menschen sind die entstandenen Kosten, insbesondere diejenigen 
der Bestattung, zu ersetzen. 

2 Ist der Tod nicht sofort eingetreten, so muss namentlich auch für die Kosten der versuchten 
Heilung und für die Nachteile der Arbeitsunfähigkeit Ersatz geleistet werden. 

3 Haben andere Personen durch die Tötung ihren Versorger verloren, so ist auch für diesen 
Schaden Ersatz zu leisten. 

Art. 46 1 Körperverletzung gibt dem Verletzten Anspruch auf Ersatz der Kosten, sowie auf Entschädi-
gung für Nachteile gänzlicher oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit, unter Berücksichtigung der 
Erschwerung des wirtschaftlichen Fortkommens. 

2 Sind im Zeitpunkte der Urteilsfällung die Folgen der Verletzung nicht mit hinreichender Si-
cherheit festzustellen, so kann der Richter auf zwei Jahre, vom Tage des Urteils an gerech-
net, dessen Abänderung vorbehalten. 

Art. 47  Bei Tötung eines Menschen oder Körperverletzung kann der Richter unter Würdigung der 
besonderen Umstände dem Verletzten oder den Angehörigen des getöteten eine angemes-
sene Geldsumme als Genugtuung zusprechen. 
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Art. 55 1 Der Geschäftsherr haftet für den Schaden, den seine Arbeitnehmer oder andere Hilfsperso-
nen in Ausübung ihrer dienstlichen oder geschäftlichen Verrichtung verursacht haben, wenn 
er nicht nachweist, dass er alle nach den Umständen gebotene Sorgfalt angewendet hat, um 
einen Schaden dieser Art zu verhüten, oder dass der Schaden auch bei Anwendung dieser 
Sorgfalt eingetreten wäre. 

2 Der Geschäftsherr kann auf denjenigen, der den Schaden gestiftet hat, insoweit Rückgriff 
nehmen, als dieser selbst schadenersatzpflichtig ist. 

Art. 58 1 Der Eigentümer eines Gebäudes oder eines andern Werkes hat den Schaden zu ersetzen, 
den diese infolge von fehlerhafter Anlage oder Herstellung oder von mangelhafter Unterhal-
tung verursachen. 

2 Vorbehalten bleibt ihm der Rückgriff auf andere, die ihm hierfür verantwortlich sind. 

Art. 59 1 Wer von dem Gebäude oder Werke eines andern mit Schaden bedroht ist, kann von dem 
Eigentümer verlangen, dass er die erforderlichen Massregeln zur Abwendung der Gefahr 
treffe. 

2 Vorbehalten bleiben die Anordnungen der Polizei zum Schutze von Personen und Eigentum. 

Art. 60 1 Der Anspruch auf Schadenersatz oder Genugtuung verjährt in einem Jahre von dem Tage 
hinweg, wo der Geschädigte Kenntnis vom Schaden und von der Person des Ersatzpflichti-
gen erlangt hat, jedenfalls aber mit dem Ablaufe von zehn Jahren, vom Tage der schädigen-
den Handlung an gerechnet. 

2 Wird jedoch die Klage aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, für die das Strafrecht eine 
längere Verjährung vorschreibt, so gilt diese auch für den Zivilanspruch 

3 Ist durch die unerlaubte Handlung gegen den Verletzten eine Forderung begründet worden, 
so kann dieser die Erfüllung auch dann verweigern, wenn sein Anspruch aus der unerlaub-
ten Handlung verjährt ist. 

Art. 61 1 Über die Pflicht von öffentlichen Beamten oder Angestellten, den Schaden, den sie in Aus-
übung ihrer amtlichen Verrichtungen verursachen, zu ersetzen oder Genugtuung zu leisten, 
können der Bund und die Kantone auf dem Wege der Gesetzgebung abweichende Bestim-
mungen aufstellen 

2 Für gewerbliche Verrichtungen von öffentlichen Beamten oder Angestellten können jedoch 
die Bestimmungen dieses Abschnitts durch kantonale Gesetze nicht geändert werden. 

 

 

 

 

 


